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Deutſcher Heeresbericht.
Großes Hanptquartier, 20. März. 1918. (W. T. B.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppen Kronprinz Rupprecht und Deutſcher

Kranprin z. Zwiſchen der Küſte und dem La Baſſée-Kanal
dauerte die rege Erkundungstätigkeit fort. Das in dieſen Ab
ſchnitten am Morgen abflauende Artilleriefener nahm am
Nachmittag wieder an Stärke zu. An der übrigen Front lebte
die Gefechtstätigkeit unr in den Abendſtunden ſüdweſtlich von
Cambrai, zwiſchen Oiſe und Ailette, nördlich von Berry-au-Bae
und an einzelnen Stellen in der Champagne auf.

r Gallwitz und Herzog Albrecht. Der Feuerkonnpf Verdun ging heftig weiter. Die beiderſeitigen Ar
tillerien bekämpften ſich vielfach mit größerem Munitionseinſatz.
Nordöſtlich von Bnres brachte ein eigenes Unternehmen Ge-
fangene und Maſchinengewehre ein. Starke Tätigkeit ent
wickelte der Feind am Parroy Walde. Dus vom frühen Mot
gen an geſteigerte Feuer hielt faſt ohne Unterbrechung bis zur
Dunkelheit an. Auch in den Abſchnitten von Blamont und
Bandonviller war die franzöſiſche Artillerie rege.

Oſt en.
In der Ukraine haben württembergiſche, zur Säuberung der

von Olwiopol nach Südoſten führenden Bahn vorgehende Trup-
pen bei Nowo Ukrainka ſtärkere Banden im Kampfe vertrieben

Der vertragsgemäß am 19. März abgelaufene Waffen-
ſtull ſtand mit Rumänien wurde bis zum 22. März
mitternachts verlängert.

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Nenes.
Der Erſte Gengexalquartiermeiſter: Ludendorff.

éEulente Ecllicung zum Offricden.

London, 18. März. (Reuter.) Das Auswärtige Amt
veröffentlicht folgende Erklärung:

„Die Premierminiſter und die auswärtigen Miniſter der
Entente, die in London verſammelt waren, halten es für ihre
Pflicht, von dem politiſchen Verbrechen, das unter dem
Namen eines deutſchen Friedens gegen das ruſſiſche Volk be
gangen worden iſt, Kenntnis zu nehmen. Rußland war wehr-
los. Die ruſſiſche Regierung vergaß, daß Deutſchland vier
Jahre gegen die Unabhängigkeit der Nationen und gegen die
Rechte der Menſchheit kämpfte, und in einer Stimmung einzig-
artiger Leichtgläubigkeit erwartete ſie, auf dem Wege der
Ueberredung den demokratiſchen Frieden“ zu
erhalten, den ſie r den Krieg nicht hätte erhalten können.
Die Folgen zeigten ſich alsbald. Der Waffenſtillſtand war
noch nicht abgelaufen, als die deutſche Heeresverwaltung ihre
Truppen, obwohl ſie ſich verpflichtete, deren Verteilung nicht zu
verändern, in Maſſen an die Weſtfront verlegte, und Rußland
war ſo ſchwach, daß es keinen Proteſt gegen dieſe flagrante Ver
letzung der von den Deutſchen gegebenen Worte zu erheben
wagte. Was weiter folgte, war lich. Als der teitfge
r in die Wirklichkeit überſetzt wurde, zeigte es ſich,
aß er die Fnvaſion ruſſiſchen Gebietes, Zerſtörung

oder Wegnahme aller ruſſiſchen Verteidigungsmittel und die
Organiſation ruſſiſcher Länder zum VorteilDeutſchlands in ſich ſchloß, ein Verfahren, das von
Annektion nicht unterſchied, während dieſes Wort ſelber
ſorgfältig vermieden wurde. Inzwiſchen fanden die Ruſſen,
die militäriſche Operationen unmöglich gemacht hatten, daß die
Diplomatie ohnmächtig ſei. Jhre Vertreter waren gezwungen
zu erklären, daß ſie, während ſie ſich weigerten, den ihnen vor
elegten Friedensvertrag auch nur leſen, keine andere Wahl
tten, als ihn zu unterzeichnen. Sie unterſchrieben ihn, ohne

zu wie ob der Vertrag in ſeiner wahren Bedeutung Frieden
oder Krieg bedeutete, und ohne zu erfahren, in welchem Grade
das nationale Leben Rußlands dadurch g einem Schatten her
untergebracht würde. Für uns, die Regierung der Entente,
konnte es nicht zweifelhaft ſein, welches Urteil die freien Völ
ker der Welt über dieſes Verfahren fällen würden. Weshalb
ſoll man viel Zeit über Verſprechungen Deutſchlands verlieren,
daß in keiner Periode in der Geſchichte ſeiner Eroberungen,
nicht als es Schleſien überrannte, nicht als es Polen teilte, ſich
mit ſolchem Zynismus als Zerſtörer der nationalen Unab-
Epaee als unerbittlichen Feind der Menſchenrechte und der

ürde der ziviliſierten Nationen gezeigt hatte. Polen, deſſen
eldengeiſt die grauſamſte der nationalen Tragödien über-

ert hat, wird mit einer vierten Teilung bedroht, und um
ſein Leiden wo zu vergrößern, haben die Entſcheidungen, durch
die die letzten Spuren ſeiner Unabhängigkeit vernichtet werden
ſollen, ſich auf trügeriſche Verſprechungen der Freiheit gegrün-
det. Was von Rußland und Polen gilt, gilt nicht minder von
Rumänien, das vom Strome gnbarmderdiger r ä
überwältigt wird. Mit Macht wird der Friede leicht verkündet,
aber unter dem dünnen Mantel der Worte lauert die brutale
Wirklichkeit des Krieges, die ungemilderte Herrſchſucht der ge
ſetzloſen Gewalt. r edensverträge wie dieſe werden und kön-
nen wir nicht anerkennen. Unſere eigenen Ziele ſind ſehr ver-
ſchieden. Wir kämpfen und werden weiter kämpfen, um ein
für allemal dieſer Politik des Plünderns ein Ende zu machen
und an ihre Stelle die friedliche Herrſchaft der organiſierten

enn wir die Einzelheiten dieſesGerechtigkeit zu ſetzen. Einen Krieges vor unſeren Augen vorüberziehen a J er
kennen wir immer dteutlicher, daß die Kämpfe um die Freiheit

uſammenhange miteinander ſtehen, ſo daß man ſienicht einzeln W ren pflegt. Sollen Gerechtigkeit und
Wahrheit gewinnen weit das Ergebnis von künftigen
Schlachten arbängt, 6 dürfen die Nationen, deren Schickſalder u h ift, auf die Heere vertrauen, die ſelbſt unter
wer Bedingungen als die geg rtigen, ſich der
großen Aufgabe, die ihrer Tapferkeit anvertraut iſt, als
gewachfen gezeigt haben.

überall im

unſerer
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Aus der Erklärung ſpricht der Wille, weiter zu kämp-
fen und nicht eher zu verhandeln, bis ein anderes militä-
ri ſche s Ergebnis an der Weſtfront erzielt iſt. Das unge-
heuerliche, in der Weltgeſchichte beiſpiellos bleibende Blutver-
gießen wird nun ſeinen Lauf nehmen. Da die Weſtmächte den
deutſchen Machtfricden im Oſten nicht anerkennen, wollen ſie
ſeine Revidierung bei der dann folgenden Allgemeinen Frie-
denskonferenz durchſetzen.

Maſſenverhaftungen in Frankreich. Die 7 der
franzöſiſcken Kammer haben über die in den letzlen Tagen er
folgten e reren ken in Paris und dem Seine-Departe-
ment eine Jnterpellatton m Clemencean in der Kam-
mer eingebracht. Aus dem Jnhalte der Jnterpellation ergibt
ſich, daß die Zahl der Verhafteten 150 überſteigt und daß der
Grund der Verhaftungen die „Bekundung unpatrivotiſcher Ge-
ſinnung“ im Verkehr mit dem Heere iſt.

Die Kritik des

Schiffsverſenkungen. Verlin, 19. März. Amtlich. U-Boot
Erfolge auf dem nördlichen Kriegsſchauplatze: 18 000 Br.R.-T.
Ein tief beladener bewaffneter Dampfer, wurde an der Oſtſee-
küſte aus ſtark geſichertem Geleitzug herausgeſchoſſen. Einanderer Dampfer, wahrſcheinlich mit Riunitienſladurg vecrſank

augenblicklich nach der Torpedodetonation. Der Chef des
Admiralſtabes der Marine.

Javan und Sibirien. Tokio, 18. März. Jn dem heutigen
Kronrat wurde es für unwahrſcheinlich gehalten, daß man zu
einer militäriſchen Aktion übergehen würde, ehe das Parlament
am Ende des Monats vertagt worden ſei. Inzwiſchen macht
die japaniſche Preſſe erneut in Greuelgeſchichten. Sie meldet
daß die Marimaliſten am 12. März einen dritten Angriff auf
Zlagoweſchtſchenſk machten. Die Antimaximaliſten
leiſteten Widerſtand. wurden aber geſchlagen, und von
ren urbi Japanern, die nicht mehr fliehen
konnten, wurden die meiſten ermordet.

Machrfriedens.
Die neuen Kriegskredite bewilligt auch von den Rechtsſozialiſten.

Deutſcher Reichstag.
148. Sitzung, Dienstag, 19. März, vorm. 11 Uhr.

Anfragen.
Abg. Dr. Müller-Meiningen (Valksp.) fragt, ob tatſäch-

lich in Soltau von den dort beſchäftigten Landſturm-
leuten die Erklärung gefordert worden iſt, noch vier Monate
nach der Demobilmachung im Dienſt zu bleiben, und 3 die
jenigen, e ää einverſtanden waren, dem Front

o

berſt v. Braun Während der
eingearbeitete Kräfte zur Verfügung ſtehen und Landſturm
leute können nur mit ihrer Einwilligung zurückgehalten werden.
Sie müſſen daher rechtzeitig befragt werden, damit man eventl.
für Erſatzkräfte ſorgen kann. Ein Druck ſoll natürlich nicht
ausgeübt werden.

Abg. Kraetzig (Soz.), fragt wegen einer die Kritik der
Geſchäfteführung der Reichsbekleidnngsſtelle unterbindenden
Zenſurverfügung. Danach ſoll über die Pläne der Reichs-
bekleidungsſtelle über Abgabe von Kleidung und Stoffen an
Rüſtungsarbeiter im allgemeinen nichts veröffentlicht
werden, und gegen zuwiderhandelnde Zeitungen ſoll einge
ſchritten werden. Das verſtößt Paen die l daß die
Zenſur ſich auf militäriſche. die Kriegführung betreffende An
gelegenheiten beſchränken ſoll.

Ein Regierungsvertreter erklärt, das Verbot ſei
ergangen, weil es im Jntereſſe unſerer Munitionsver-
ſo r d ung liegt, daß ſolche Maßnahmen nicht vorzeitig bekannt
werden.

Abg. Dr. Hedſcher (Volksp.) fragt, was die Regierung
unternommen hat, gegenüber den vertraulichen Mitteilungen
eines Schweizer Vundesrats an den italieniſchen Geſandten,
r gie die Neutralität gegenüber Deutſchland ſchwer ver-
etzt iſt.

Unterſtaatsſekretär v. d. Busſche: Nach dem Bericht
unſeres Geſandten in Bern ſcheint Herr Ador, deſſen geringe
Sympathien für Deutſchland allgemein bekannt ſind, mit dem
italieniſchen Veſandten tatſächlich über die im vergangenen
Herbſt bevorſtehende deutſche Offenſive in Jtalien geſprochen
zu haben, der Bundesrat hat jedoch nach eingehender Prüfung
der Angelegenheit bekannt gegeben, daß Herr Ador ſich keine
Jnkorrektheit habe zuſchulden kommen laſſen.

Abg. Kunert (U. Soz.) fragt ob noch während des laufen-
den Jahres ein Geſetzentwurf zur umfaſſenden Regelung des
Theaterweſens dem Reichstag vorgelegt werden wird.

Ein Regierungsvertreter erklärt, daß ein Geſetz
vorbereitet iſt die Verhandlungen mit den Sachverſtändigen

haben ſich aber durch den Krieg verzögert und es ſei fraglich,
ob das Geſetz noch im Kriege zuſtande kommen wird. Jeden-
falls ſoll es mit möglickſter Beſchleunigung erledigt werden.

Die Friedensverträge mit Rußland
und Finnland.

Abg. Dr. Streſemann (Natl.): Der Weltkrieg hat an
den Aufſtieg Deutſchlands, durch den die Gegnerſchaft Englands
und Rußlands geſchaffen wurde, angeknüpft. Was hat uns die
Politik der Schonung anderer Völker gebracht? Die ganze
Welt wurde aufgeteilt, während wir im Schatten ſtanden. Und
das Ergebnis dieſer Politik war nicht der Friede, ſondern der
Weltkrieg, der Haß der Welt gegen uns. Auch im Kriege war
unſere Politik auf die Schonung der Reutralen eingeſtellt,
während England die Neutralen vergewaltigt, ſobald es im eng-
liſchen liegt. Daß unſere Politik aber den Kreis

Freunde erweitert hätte, vermag ich nicht zuzugeben
(Sehr richtig!)) Es iſt auch falſch. daß auf einen Verſtändi
gungsſrieden Freundſchaft. auf Annektionen immer Haß folgen
muß. Frankreich nahm Italien Nizza und Savohen ab. wir
gber ſtanden Jtalien im Kampf um ſeine Einheit bei. Trotz-
dem kämpft Jtalien an der Seite Frankreichs gegen uns. Wäre

mit Rußland zu dem von ſo vielen gewünſchten Frieden derr gekommen, .ſo wäre die Wiederaufrichtung des
alten Rußlands mit ſeiner gewaltigen Armee eine reale Tat-
Gache, mit der wir für alle Zeiten hätten rechnen müſſen. Das
von vielen erwartete ideale Kreundſchaftebündnis mit dieſem
Rußland iſt aber keine reale Tatſache. Die große Bedeutung
unſeres Friedens mit Rußland liegt darin, daß eine
chnürung der Rohſtoffe für uns unſern Gegnern nicht mehr

i h
Die
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möglich
elung der Beziehungen zu Kurland nannte Dr. David

eine Verſtän igung der oſtpreußiſchen Junker mit den balti-

Jnnigſte verknüpft iſt. lbwir unter der Bedingung einer Militärkonvention mit Deutſch-

ſchen Baronen. Wir erkennen die Regelung mit Freude an,
ebenſo die mit Livland und Eſtland, denn das geſamte Balten-
tum bildet eine Einheit, die mit der deutſchen Kultur aufs

Auch ein ſelbſtändiges Litauen erkennen

land und der wirtſchaftlichen Anlebnung an Deutſchland an.
Denn ein vollkommen ſelbſtändiges Litauen iſt eine leere
utopiſche Theorie. So wenig es für uns eine elſaß-lothringiſche
Frage gibt, ſo wenig können und wollen wir über die Zugehörig-
keit Voſens und Weſtpreußens zu Deutſchland oder
Preußen diskutieren. Je weniger Polen wir dem Reiche zu
fügen, umſo beſſer iſr es. Aber dieſen politiſchen Gedanken

wir i gegen der mili-täriſchen Sicherung unſerer Grenzen, wenn ſie von unſern
Heerfüchrern für nötig gehalten wird. Wir ſind dem Weltfrieden
nicht näher gekommen. Wenn jetzt noch den Gegnern immer
eſagt wird, wir verzichten auf eine Kriegsentſchädigung, ſo iſt
s ein Freihrief für ſie auf beliebig lange Fortſetzung des

Krieges. Wenn die Stagtsmänner der Entente nicht in frevel-
hafteſter Weiſe mit dem Schickſal ihrer Völker ſpielten, ſo wür-
den ſie die Hand, die der Reichskanzler ihnen entgegengeſtreckt
hat, ergreifen. Mögen ſie an Rußland ein warnendes Beiſprel
nehmen. Wir hoffen, daß der Kampf uns den Sieg bringen
wird, aber auch die Auswirkung des Sieges zum Nutzen Deutſch
lands. (Lebh. Beifall.)

Abg. Graf Weſtarp (Konſ.):
Die ruſſiſche Revolution hat unſere Sozialdemokraten in

Deutſchland bitter enttäuſcht. Die erſte Enttäuſchung brachte
ihnen die Art, wie die Volſchewiki ihre Regierung führen. Die
zweite Enttäuſchung war, daß es der Revolution nicht beſchieden
war, der Welt den Frieden zu bringen. Das hat auch die inte
nationale Sozialdemokratie der kriegführenden Länder nicht
vermocht. Die Auffaſſungen über das, was ein „Verſtändigun s
frieden“ iſt, gehen innerhalb der Mehrheit offenbar ausein
ander. (Sehr richtigl u. Heiterkeit rechts.) Ob die Sozial-
demokratie dem Friedensvertrag zuſtimmen werde, hat Herr Dr.
David noch unentſchieden gelaſſen. Die Nnabh. Soz. werden ihn
natürlich ablehnen. Wer aber den Frieden ablehnt, übernimmt
damit die Verantwortung, daß der Krieg weiter geht. (Seh
richtigl rechts Die Angriffe des Abg. David gegen die „Mili-
tärpartei“, alſo die oberſte Heeresleitung, bedaure ich gerade in
dieſem Moment der bevorſtehenden Offenſive. Der Hanpterfolg
des Friedensſchluſſes im Oſten iſt, daß Ludendorff ſagen konnre,
wir befinden uns jetzt im Weſten in zahlenmäßigex Ueberlegen-
beit (Sehr aut! rechts) und weiter, daß der eiſerne Ring der
Wirtſchaftsblockade geſprengt iſt. Sehr bedauerlich iſt, daß keine
Kriegsentſchädigung in den Verträgen ausgemacht iſt. (Sebr
richtig rechts Den Gedanken eines Gerichtshofs der Welt
lehnen wir ab. Wir glauben nicht an die Möglichkeit eines ehr
lichen freundſchaftlichen Anſchluſſes der Polen an Deutſch
land. Darum dürfen wir die militäriſchen Sicherungen gegen
ber den Polen nicht aufgeben. Allein maßgebend dafür iſt die
oberſte Heeresleitung. (Bravo! rechts. Ob Sie das Annektion
nennen, iſt uns gleichgültig. Es handelt ſich jetzt um den Kamp
bis zum Ende Die voſle Verantwortung tragen die Feinde.
Wir haben jetzt freie Hand für die Forderung von Driegs
entſchädigung und Grenzherichtianngen. Von Rüſtungs
beſchränkungen darf keine Nede ſein! Bravo! rechts.)

Abg. Ledebour (Anabh. Soz.)
Geſtern kamen die drei auf den Verſtändigungsfrieden feſt

gelegten Regierungsparteien zum Wort und heute die beiden
Annektionsparteien. Die erſteren waren bezeichnenderweiſe mit
der Regierung unzufrieden, die Annektioniſten lobten die Re-
gierung. Logiſcherweiſe müßten die Mehrheitsparteien den
Frieden ablehnen.

Daß wir ihn ablehnen, iſt ſelbſtverſtändlich.
Für Verlängerung des Krieges ſtimmen wir damit keineswegs
wir wünſchen vielmehr einen beſſeren Friedensvertrag.
Wenn der Sowjetkongreß dem Vertrag zugeſtimmt hat, ſo nur,
weil die Ruſſer den Krieg nicht fortſetzen können. Dentſch-
land als der obſiegende Teil hätte die Macht gehabt, Rußland
einen Anusaleichsfrieden ſtatt eines Vergewaltigung?friedens zu
bieten. (Sehr richtigl b. d. U. Soz.) Nach unſerer Ueberzeugung
bedeutet dieſer Frieden

eine ſchwere Schädigung des Weltfriedens
und damit Deutſchlands. Wer grundſätzliche Politit
treibt, muß daher mit uns dieſen Vertrag ablehnen. (Sehr
wahr! b. d. U. Soz.) Herr Streſemann hat damit recht, daß
der Krieg aus der wirtſchaftlichen Konkurrenz der verſchiedenen
Staaten entſtanden iſt. Aber ſeine Schlußfolgerung, daß es
deshalb im mer Kriege geben werde, iſt falſch. Denn dieſer



vlt in der kapital
ft des Sozimit der Her alismus aufhören

worden. Perſönlich
denen ich in Verührung
geweſen. Das iſt aber

als Menſchen ſind mir die Ba

daben, unter den Schus des Deutſchen Reiches zu neuem
en erwecken, die Politik nämlich. das ganze daltiſche nichtden
Lolk der reaktionären Jnnkerherrſchaft der kleinen deutf
Minderheit der baltiſchen Barone auszuliefern. Die Ent-
ſchließungen des kurländiſchen Landesrats, der unter dem Druck
des Kommandos Oberoſt gewählt und von di igt jſt,
werden ebenfalls van der militäriſchen Ge beſtimmt, die
Letten ſind ſtets für ein ſelbſtändiges lettiſches Staatsweſen
eingetreten das Kommando Cberoſt aber hat ihnen ſuggerieren
wollen, ein ſelbſtändiges einheitliches baltiſches Staats
weſen zu fordern. Das gelang aber in einer lettiſchen Ver
ſammlung nicht und daher wurde die kurlän diſche Landes-
erſammlumna benutzt, in der die Letten nur in geringer Minder
zahl vertreten ſind, und dieſe Vertreter ſind auch noch er-
nannt von den Gemeindevorſtehern, die ſelbſt wieder von der
deutſchen Verwaltung ernannt worden ſind. (Hört,
hört! d. d. U. Soz.) Das iſt natürlich

keine Vertretung des knrländiſchen Volkes.
Cs heißt mit dem Begriff der Volksvertretung Schindluder

wenn man dieſe Verſammlung als Volksvertretung
anerkennt. (Lebh. Zuſt. b. d. U. Soz.) Die ſo zuſtande ge
kommene Verſammlung hat eine kurländiſche Herzogswürde
dem deutſchen Haiſer angetragen. Wenn er wirklich kurländi-
ſcher Herzog wird, nach welchen Grundſätzen ſoll der gute Mann
denn dort regieren? (Vizepräſident Dr. Paaſche Darüber
brauchen Sie ſich den Kopf nicht zu zerbrechen. Wir haben es
hier mit dem ruſſiſchen Friedensvertrag zuſstun.) Jch muß
darauf eingehen können, weil durch die ganze Art der Verwal
tung in Oberoſt eine tiefe Feindſchaft der Eſten und Letten
gegen alles, was deutſch heißt, hervorgerufen werden m in ß. Die
Militrbehörde hat eine Bekanntmachung erlaſſen, daß alle roten
Gardiſen und Angehörige bolſchewiſtiſcher Banden, wenn ſie
eräriffen werden, gehenkt werden ſollen. Es ſind das
ruſſiſche Truppen einer ruſſiſchen Regierung und dieſer
Befeh! iſt

ein direfter Bruch des Völkerrechts.
Vizepräſideni Dr. Paaſche: Ss handelt ſich hier nicht um

ruſſiſche Teryvpen; ich rufe Sie zur Ordnung
Abg. Ledebour: Sie haben ſich nicht in die ſachliche

Debatte einzumiſchen und kein Recht zu dieſem Ordnungsruf!
Vizepräſident Dr. Paaſche JFch verbitte mir die Kritik

meiner Geſchäftsführung und halte den Ordnungsruf aufrecht.
Lebh. Zwiſchenrufe u. große Erregung b. d. U. Soz. Abg.
Ledebour protreſtiert lebhaft gegen die Ausführungen des
Lizepräſidenten; Dieſer wiederholt unter andauerndem Läuten

der Gloge ſeine Anordnungen und kündigt an, er werde das
Haus befragen, ob es den Redner weiter hören wolle. Schließ-
lich bittet er um Ruhe für Herrn Ledebour.)

Abg. Ledebour ſfortfahrend): Mit der bolſchewiſtiſchen
Regierung hat die deutſche Reichsregierung verhandelt und
gegen die bolſchewiftiſchen Truppen geht man in ſolcher Weiſe
vor! Die unglaubliche alldentſche Taktik, uns mit allen Ländern
zu verfeinden, zeigt ſich auch bei der Behandlung der Polen-
frage. Den Ukrainern möchte ich dringend raten, auf das
Danagergeſchenk des Cholmer Landes freiwillig zu verzichlen,
ſie würden ſich dadurch die Polen dauernd zu Feinden machen.
Alle ſtrakegiſchen „Grenzſicherungen“ können uns im
Oſten nichts nützen, ſondern nur ein freundſchaftliches Ent-
gegenkommen ſichert uns den dauernden Frieden im Oſten.
Sehr richtig)) Mit Finnland haben wir uns gar nicht
tm Krieg befunden Der deutſche Einmarſch in Finnland be
deutet nichts alsden nackten Schutss der ravitaliiſchen Jntereſſen
gegen die rechtmäßige e Regierung inFinnland.
Die armeniſche Frage iſt hier noch gar nicht berührt wor
den. Die Bezirke Erdehon, Karſt und Batum ſollen der Türkei
überantwortet werden. Die große Mehrzahl der Bevölkerung
iſt aber armeniſch und georgiſch und ſieht jetzt der Ausrottung
durch die Türken entgegen. Schon jetzt haben die Türken in
Türkiſch-Armenien über eine Million chriſtliche Armenier aus
Glanbenshaß ansgerottet. (Hört, hört!) Die deutſche und
öſterreichiſche Regierung darf es daher nicht dulden, daß türkiſche
Truppen jetzt in dieſe Gebiete einziehen. Möge man dieſe Ge-
biete ſich dem neuen kaukaſiſchen Bundesſtaat angliedern laſſen!
Es ift eine Chrenſache der deutſchen Regierung, neue Armenier-
Mekeleien zu verhindern.

Die Reſolution des 19 Juli wird durch dieſe Friedensverträge
zu einem Fetzen Papier, mit dem Sie nichts mehr anfangen
können, ſelbſt in dieſer papierarmen Zeit. Heiterkeit. Abg.
Erzberger: Freiheit der Völker) Jch habe Ihnen dargelegt,
welche Vergewaltigung dieſer Friedensvertrag bedeutet
und da kommt dieſer harmloſe Mann (Gr. Htk.) und ſtöhnt als
Tetstes Rettungswort heraus: Freiheit der Völker. (Htk.) Aus
dieſer gräßlichen Blamage kommen Sie nur heraus, wenn Sie
ſich aus verſchleierten Annektioniſten zu offenen Annek-
tioniſten bekennen. Wir werden überall den Kampf gegen den
Annektionismus aufnehmen, und wenn erſt das freie Wort nicht
mehr in dieſen Wänden verhallt, wird, wie wir überzeugt ſind,
die Mebrheit des Volkes aufräumen mit den Annektionspoli
tikern in allen Parteien. Dann wird die Zeit der Verwirk-
lichung des wahren Völkerfriedens gekommen ſein.
Bravo! b. d. U. Soz.)

Abg. Fürſt Radziwill (Pole): Wir ſind immer für eine
ehrliche dauernde Verſtändigung mit dem deutſchen Volke ein-
getreten und begrüßen es mit Genugtuung, daß die Neber-
zeugung der Notwendigkeit dieſer Verſtändigung Gemeingut
der großen Mehrheit des dentſchen Volkes zu werden ſcheint.
Bei gegenſeitigem guten Willen muß die Verſtändigung möglich
ſn: W dieſem guten Willen ſoll es unſererſeits nicht fehlen.
Bravo!)
Abg. Mumm (D. Frakt.): Herr Ledebour pflanzt noch am

Grabe Niederbarnims die Hoffnung anf. Niederbarnim war
die Antwort auf die g. des erſten Friedensvertrags.
Hedner tritt des weiteren lebhaft für die Angliederung des ge
ſamten beltiſchen Landes bis zum Peipusſee an Deutſchland ein.
Ob der Friede Beſtand haben wird, wird lediglich abhängen von
der deutſchen Kraft. (Bravol rechts.)

Abg. Hansſen (Däne): Die Aländer wünſchen die Wieder
vereinigung mit Schweden. HKönig, Regierung und Volk in
-chweden teilen dieſen Wunſch. Die letzten Ereigniſſe haben
Beſorgnis und Verſtimmung auf der Jnſel Aland und in
Schweden hervorgerufen. (Hört, hört') 95 Prozent der voll
jährigen Finwobner Alande haben ſich für den Anſchluß an
Schweden ausgeſprochen. Sie haben die Bitte an Schweden,
Finnland und Deutſchland agerichtet, für dieſe Angliederung bei
den Friedensverhandlungen einzutreten. Jch hoffe, daß das
geſchehen wird in Krnſegueng der Anerkennung des Rechts auf
Selhſeſftimmung auch r Teile von Nationen. Es wird das
ein Prüfftein für die Ehrlichkeit der deutſchen Politik ſein.

Die Friedensverträge gehen an den Hauptausſchuß
Es folgt die erſte Beratung des
neuen Kriegskredits von 15 Milliarden.
Reichsſchatzſekretär Graf Roe dern Die neue Vorlage

iſt bedingt durch den geſteigerten Bedarf des Heeres. Das ſog.
Hindenburg Programm hat jetzt ſeine volle Auswirkung be
kanmen. Die bisherigen Kriegskoſten berechne ich auf 550
Milliarden. Davon entfallen mindeſtens 370 Milliarden auf die
Entente. Auf den Kopf der Bevölkerung berechnet ſtellen ſich
die Kriegskoſten für Deutſchland auf 1600 Mk., für England auf

2400 Mk., für Frankreich auf 2500 Mk. Wir können uns jetzt
mit ungeſchwächter Kraft nach Weſten wenden. In England
und Frankreich ſind die letzten Kriegskredite faſt einſtimmig
bewilligt. Wir ſind zweifellos

treiben

wird
der baltiſchen Deutſchen iſt wieder in höchſten Tönen n

m

kommen bin, immer ſehr ſympath:ſch
gewe in Grund, die falſche Politik, die diebaltiſchen Barone er mit dem Zarentum ter

letzten Viertelſtunde des Krieges,
atemloſervon der Clemenceau ich te eSpannung

dem Kriegsſchauplatz im Weſten entgegen. Wir können dieſer
Entwicklung mit vollſtem Vertrauen entgegenſehen. (Lebhafter
Seifall.)

Abg. Haaſe (U. Sag.)
ne Freunde werden aus grundfät lichen
ugen gegen die ſtimmen.

Damit iſt die erſte l in der zweiten Leſung

Das Haus f W 3des ges unter e i t.)
r.

Lichnowsky und Mühlon.
Anklagen über die Schuld am Kriege.

Der frühere Londoner Botſchafter Fürſt Lichnowsky, der
im Juli 1914 eifrig den Kriegsausbruch zu verhindern fu
hat über ſeine Tätigkeit und die geſamte deutſche Auslands-
politik eine Denkſchrift verfaßt, die er nur für ſich und
ſeine Freunde beſtimmte die aber ſchließlich ans Tageslicht ge
kommen i. Darin hat er ſchwere Anklagen über die Mitſchuld
oder Schuld der deutſchen Politik am Kriege erhoben. Auf die
Denkſchrift kritiſch einzugehen, iſt der Preſſe aus den bekannten
Gründen jetzt nicht möglich. Jm Hauptausſchuſſe des
Reichstages hat man darüber verhandelt, aber gehe im. Nur
eine offiziös ſtiliſierte Mitteilung iſt herausgegeben worden,
aus der wir nachſtehendes nachdrucken. Die ausge
wählten Darlegungen des Reichskanzlers und der ordneten
zeigen deutkich, wie die Denkſchrift des ebemaligen deutſchen
Botſchafters von dieſen Seiten betrachtet wird. Jehnlich Eot
es dem Briefe des früheren Krupp- Direktors Müblon. in
ſelbſtändiges Urteil könnte ſich die Oeffentlichkeit erſt bilden,
wenn die beiden Denkſchriften bekannt gegeben würden. Das
geſchieht nicht. Sogar eine Beſprechung im RNeichs-
tage wurde als ungeeignet erklärt, ſo daß außer dem folgenden
offiziöſen Bericht alles dunkel bleibt.

Dieſer Bericht über die Sitzung des Hauptausſchuſſes vom
16. März beſagt:

Bei Eröffnung der Diskuſſion führte der Stellvertreter des
Reichskanzlers v. Payer ans:

Es handele ſich in erſter Linie um eine Denkſchrift des
Fürſten Lichnowſky vom 14. Auguſt 1916, der von 1912 bis 14
das Deutſche Reich in London vertreten habe. Sie ſei
datiert vom 1. Auguſt 1916 und beziehe ſich auf unſere Aus-
landspolitik. Der Fürſt Lichnowſty habe dem Reichskanzler
gegenüber erklärt,

„daß rein private Aufzeichnungen, die ich im Sommer
1916 niederſchrieb, durch einen unerhörten Vertrauensbruch
den Weg in weitere Kreiſe gefunden haben. Dieſe gewiſſer
maßen nur für das Familienarchiv beſtimmten Aufzeichnungen,
die ich ohne Aktenmaterial oder Notizen aus der Zeit meiner
amtlichen Tätigkeit aus dem Gedächtniſſe niederſchrieb, glaubte
ich einigen ganz wenigen politiſchen Freunden, zu deren Urteil
ich das gleiche Vertrauen beſaß wie zu ihrer Zuverläſſigkeit,
gegen die Luſicherung unbedingter Verſchwiegenheit zeigen zu
können. Leider hat einer dieſer Herren ohne mein Wiſſen
einem in der politiſchen Abteilung des Generalſtabes ange
ſtellten und mir unbekannten Offizier, der ſich für die ein
ſchlägigen Fragen lebhaft intereſſierte, meine Schrift zu leſen
gegeben. Jn völliger Verkennung der Tragweite ſeines Schrit-
tes hat letzterer die Schrift vervielfältigt und an eine Reihe
mir meiſt unbekannter Perſönlichkeiten verſchickt. Als ich den
Unfug erfuhr, war es leider ſchon zu ſpät, um alle ausgegebenen
Exemplare reſtlos einziehen zu können. Jch habe mich dem
damaligen Reichskanzler, Herrn Dr. Michaelis daraufhin zur
Verfügung geſtellt und ihm mein tiefſtes Bedauern über die
ganze peinliche Angelegenheit zu erkennen gegeben.“

Mittlerweile habe der Fürſt ſein Abſchiedsgeſuch eingereicht
und bewilligt erhalten, und da ihm zweifellos keine böſe Ab-
ſicht vorgelegen habe, ſondern es ſich mehr um eine Unvorſichtig-
keit gehandelt habe, habe man davon abgeſehen, weiter gegen
den Fürſten vorzugehen. Wohl aber müſſe gegen einzelne
ſeiner Darſtellungen und Behauptungen Widerſpruch erfolgen.
Der Zweck der DTenkſchrift ſei ſie ſollte dem Leſer zeigen, eine
wieviel beſſere und einſſchtigere Politik der Verfaſſer gemacht
und wie er dem Reiche den Frieden geſichert hätte, wenn man
ſeinen Ratſchlägen gefolgt wäre. Neben der Ueberſchätzung
der eigenen Verdienſte ziehe ſich durch die Denkſchrift eine auf
fällige Verehrung der fremden Divlomaten, namentlich die
engliſchen, die wahrhaft liebevoll geſchildert würden und im
Gegenſatz dazu eine ebenſo auffällige Gereiztheit gegen faſt
ſämtliche deutſchen Staatsmänner. Irgend welchen hiſtoriſchen
Wert habe die Dentſchrift nicht, ſie ſei auch nicht beſtimmt dazu,
der obfektiven Wahrheit zu dienen, ſondern lediglich den ſub-
jekriven Zwecken eines einzelnen.

Des weiteren handle es ſich um ein in Briefform gekleidetes,
an eine größere Anzahl von Perſonen verſandtes und ſeither
ſtark vervielfältigtes Rundſchreiben eines zurzeit ſich in der
Schweiz aufhaltenden Dr. Mühlon, der zur Zeit des Kriegs
ausbruchs Mitglied des Kruppſchen Direkltoriums geweſen ſei.
Dr. Mühlon ſei in der zweiten Hälfte Juli 1914 hintereinander
bei zwei bekannten Herren in hervorragender Stellung ge
weſen und erzähle nun angebliche Aeußerungen derſelben, aus
denen er den Schluß zieht, daß es der deutſchen Regierung im
Juli 1914 an dem Friedenswillen gefehlt habe. Tie beiden
Herren hätten ſich ſchriftlich dahin geäußert, daß es ſich bei Dr.
Mühlon um einen nervenkranken Mann handle, der ſchon zur
Zeit ſeiner Tätigkeit in Eſſen nicht habe in einen Raum ein
treten können, in dem mehrere ihm unbekannte Herren ver-
fſammelt ſeien, und der nach ſeinem Austritt aus dem Direk-
torium wiederholt mit ſeinen Nerven zuſammengebrochen ſei
und längere Zeit ausſchließlich ſeiner Erholung habe leven
müſſen. Eine abſichtliche Schädigung des Vaterlandes durch
denſelben nehmen ſie nicht an, widerſprechen dagegen beſtimmt
den ihnen in den Mund gelegten Aeußerungen, aus denen Dr
Mühlon ſeine Schlüſſe ziehen wollte. Sie könnten ſeine
Niederſchrift nur als patbologiſch Hezeichnen.

Jn der anſchließenden Ausſprache erklärte der Abg. Gröber
(Zentr.): Die Denkſchrift ſei ein merkwürdiges Aktenſtück, aus
dem man den Cindrugf gewinne. daß der Verfaſſer alles unter
dem Geſichtswinkel geradezu krankhafter Eitelkeit betrachte.

Der Abg. Scheidemann (Soz.) erklärte, für einen
Diplomaten ſei die Denkſchrift geradezu eine Blamage.

Der Abg. Müller-Meinigen (Fortſchr. Vp.) ſprach die
felſenfeſte Neberzeuqung aus, daß die erdrückende Mehrheſt
des deutſchen Volkes, der Reſchskanzler, der Vertreter des Aus
wärtigen Amtes und vor allem der Dentſche Kaiſer ſtets gegen
einen Krieg, auch gegen Englund, geweſen ſeien.

Der Abg. Dr. Streſemann (Natl) ſagte: Man könne
den Verfaſſer der Denkſchrift überhauvt nicht ernſt nehmen.
Durch die ganze Broſchüre ziehe ich der Wunſch, die Schuld
auf Deutſchland zu ſchieben.

Der Abg. Graefe (Konſ. bemerkte Es ſcheine
jedenfalls zu wobhlwollende Nachſicht hier nicht am Platze.

Abg v. Gamv (Reichsparten): Es müſſe in Zukunft mit
dem jetzigen Syſtem unſerer Diplomaten gebrochen werden.

Der Aßg. Kaaſe Unabh. Soz.) erklärte, er nehme Abſtand,
auch ſeinerſeits die offenſichtlich auf verſönlichem Gebiet liegen
den Mängel der Denkſchrift zu kritiſieren. Er beantrage die
Verleſung des geſamten Materrals.

Vorſitzender, Abg. Fehrenbach ſtellt feſt, daß nach ſeiner
und der Regierung Auffaſſung eine Verhandlung im
Plenum nichtange zeigt erſcheine, eine Auffaſſung, die
auch mit der des Seniorenkonvents übereinſtimme, und ſchlägt

ihm

vor, über die heutigen Verhandlungen ein Protokoll herauz.
unter Mitwirkung der Herren Abgeordneten Grober,

Dr. Müller (Meiningen), Dr. Streſemann, von
fe, von Gampf, Haaſe, da dieſe am beſten beurteilen könn

ten, was von ihren Ausführungen zu veröffentlichen ſei.
Nach einer längeren Geſchäftsdebatte werden die Verhand

lungen geſchloſſen und die nächſte Sitzung nach Bedarf angeſett.

Die Anterwerfung Hollands.
Haag, 18. M In der Kammer gab der Miniſter!Loudoan erneut ivon uns Zurverfügungſtell nes Teilesunſerer Schiffe. u haben wir ausdrücklich bemertt,

di halb der Gefahrzone verbleiben ſollen.u rordentlich ſchwierigen Umſtänden waren wir
D. e ſere Flotte m i Intereſſen c ger zu

n. mit dem, was wir erreicht haben, zufriedenzu ſein. s war die Regierung der Anſicht, daß das Arrange-

ment nicht mit der Neutralität in Widerſpruch ſtehe. Die
Schiffe ſollen keinerlei Bannwaren und keine Transporte von
Kriegswaffen führen. Es ſolle die Abſicht vorliegen, von der
ihm, dem Miniſter, offiziell allerdings nichts bekannt ſei, die
geſamte außerhalb der holländiſchen Häfen befindliche, etwa
eine Million Tonnen umfaſſende Tonnage zu beſchlag-!
nahmen, falls nicht ein Teil davon freiwillig den Alliierten
überlaſſen werde. Dieſe Forderung fuhr der Miniſter fort,
e unſer Lebensintereſſe. Denn die Forderung umfaßt

a

ſere geſamte Handelsflotte. Es muß dafür geſorgt werden,
ken ere Flotte von den Meeren des fernen Oſten nicht ganz

chwinde und daß die Fahrt nach unſeren Kolonien geſichert
bleibe. Nach vollendeter Beſchlagnahme aber würden alle unſere
Schiffe von den Meeren verſchwinden, unſere Kolonien wären
den Alliierten preisgegeben, und jede weitere Verſtändigung
wäre unmöglich. Wir würden von der Zufuhr von Nahrungs
mitteln und von Rohſtoffen für die Induſtrie durch die Alf
ierten vollſtändig abgeſchloſſen. Deutſchland kennt unſere Lage
und wollte uns entgegenkommen. Nach der Wſchlagnahme
unſerer Flotte aber würde es ohne Zweifel gegen die Ausfuhr
unſerer Schiffe Proteſt erheben.

Die Debatte war ſehr erregt. Es wurden der Regierung
heftige Vorwürfe gemacht daß ſie nachgegeben habe. Der Sozial
demokrat Troelftra ſagte, die Erklärung der Regierung habe
in weiten Kreiſen des Volkes Empörung hervorgerufen.
Aber an der UÜnterwerfung wird nichts geändert.

Zweifel beſtehen noch, ob die holländiſche Regierung auch die
Zurückweiſung ihrer ſchüchternen Bedingungen,
die ſie an die Auslieferung der Flotte knüpfte, ruhig hin-
nimmt.

Sofortige Beſchlagnahme der Schiffe.
London, 19. März. Das Reuterſche Bureau erfährt, daß

die engliſche Regierung bis heute nachmittag noch keine Ant
wort der Regierung der Niederlande auf die Note der Alliier
ten zugegangen war. Es liege auch weder eine Beſtätigung des
britiſchen Geſandten im Haag, noch eine des niederländiſchen
Geſandten in London vor, daß die niederländiſche Regierung
den ihr vorgeſchlagenen Bedingungen zugeſtimmt habe. Jn-
folgedeſſen iſt eine neue Notifikation nach dem Haag geſandt
worden, wonach die Alliierten mangels einer unzweidentigen

t

Annahme der Note der Alliierten zu einer ſofortigen Beſchlag
aus
die

nahme der Schiffe ſchreiten müßten. Da Telegr imme
Holland den Anſchein erwecken, als habe die Regierung
Niederlande die Note der Alliierten angenommen, ſo ſollte von
neuem beſtimmt werden, daß der bloße Verſuch einer zögern
den Annahme des Modus vivendi vom vergangenen Januar
ſeitens Hollands der Sachlage nicht gerecht würde, da
Situation ſeitdem vom Grund aus geändert hat.

Gnadenfriſt aus Höflichkeit.

ich die

London, 19. März. Die Times erfährt aus Neuyork vom.
18. März: Die Behörden verſchoben die Beſitznahme der 700 000
Tonnen niederländiſchen Schiffsraumes in amerikaniſchen
Häfen. Der Aufſchub wurde ans Höflichkeit gegen die
niederländiſche Regierung beſchloſſen, um ihr noch etwas Zeit
zu laſſen, die Vereinbarung über die Verwendung nieder-
ländiſchen Schiffsraumes durch die Alliierten zu unterzeichnen.

Rußland.
Die Zuſtimmung zum Machtkfrieden.

Nach einer Moskauer Depeſche der Pariſer Preſſe wurde der
Friedensvertrag mit 704 gegen 261 Stimmen bei 110 Stimm-
enthaltungen angenowmen.

Die Times erfährt aus Petersburg: Aus einer vorliufigen
Zählung der Stimmen der Provinzialräte ergibt ſich, derß 109

äte für den unmittelbaren Abſchluß eines Friedens gemäß
den Breſt-Litowſker Bedingungen, 83 a waren. 18 Pro-
zent der Bauernräte, 27 Prozent der Arbeiterräte und 35 Pro
zent der Stadträte waren gegen den Frieden um jeden Preis.

Weitere Meldungen beſagen. Der Friedensvertrag ron
BreſtLitowſk fer auf dem kauer Sowjelkongreß nicht einmal
verleſen worden. Der Vertrag, der noch auf Jahrhunderte
hinaus Rußlands Schickſal entſcheide, ſei mühelos und ohne
Debatte, nur auf glänzende Reden der maximaliſtiſchen Führer
hin angenommen worden Nach der Ratifizierung des Frie
densvertrages gaben alle Gruppen des Sowyetkon zreſſes Er
klärungen ab. Diejentgen Abgeordneten, die ſich der Ahſtim-
mung enthielten, kündigten den Widerſtand gegen den Frie
densvertrag an.

Eine Meldung aus Moskan lautet: Auf dem Sowjetkongreß
waren 1094 Abgeordnete vertreten, von denen 737 Bolſchewifi
und 238 Sozialrevolutionäre waren. Swerdlow verlas die Ve-

üßungstelegramme u. a. die Botſchaft Wilſons. vier
ericktete über die Friedensbedingungen; danach hielt Lenin,

der mit einer Ovation empfangen wurde, die bewies, wie wenig
Stellung erſchüttert iſt, eine lange Rede, in der er ſeine

Auffaſſung über Rußlands Bedürfniſſe ausemanderſetzte,
damit es für den endgültigen Kampf zu Atem kommen könne.

Der Kongreß beſchloß die Verlegung der Hauvtſtadt nach
Moskau. Er ſchloß mit der Erklärung, daß die Regierung
die militäriſchen Kräfte für den unerbittlichen Kampf gegen
den Jmpertalismus organiſieren werde. Es ſei benterkenswert,
daß Lenin die Hauptfrage, vb der Sowjetkongreß die Be
dingungen des Friedensvertrages erfüllen oder paſſiven
Widerſtand leiſten werde, mit Schweigen überging.

Ein Armeebefehl Trotzkis.
Die Zeitung Utro Roſſij veröffentlicht den erſten von Trotzki

an die roten Gardiſten erlaſſenen Armeebefehl, in dem er darauf
hinweiſt, daß für Rußland der Kampf noch nicht beendet ſei
und daß das Land eine mächtige Armee haben müſſe, um die
internationalen Kapitaliſten wirkſam bekämpfen zu können.
Trotzki fordert alle auf. jung und alt, Frauen und Kinder,
Kleine und Grohße, ſich unter den Fahnen der Revolution im
ſgurgen Kriege gegen die Uebermacht der Bourgeoiſie zu

aren.

Finnland. Der Daily Telegraph meldet aus Petersburg über
die Lage in Finnland: Noch immer iſt die Lage ſehr verworren.Die Roten Gardiſten haben einige kleine Erfolge gegenüber.
der Weißen Garde zu verzeichnen. Inzwiſchen aber hat die
deutſche Einmiſchung die Situation völlig geändert. In der
Roten Garde macht ſich eine Strömung auf Verſtändigung mit
den Deutſchen bemerkbar. Auch wünſcht man mit der Weißen
Garde eine Vereinbarung zu treffen. Die Roten Garden haben
inzwiſchen einen Befehl ausgefertigt, daß ſämtliche männlichen
Verſonen von 18 bis 40 Jabren ſofort mobiliſiert werden müſſen,
um den Deutſchen Widerſtand leiſten zu können.
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Politiſche Ueberſicht.
Vom Reichetagsproporz.

der Verfaſſungsausſchuß des Reichstags hat ſich in ſeiner
n Sitzung bald wieder vertagt. Es wurde ternung von der R e verlangt ter S

l

der Proporzwahl in land, Bel und der Schweigz,e darüber, wie die Wahl in den rheiniſchen und den ver

ſchen re wirken würde, wenn dort drei
t zwei Proporzkandidaten in Frage kämen.

Die Verlängerung der Legislaturperiode.
m preußiſchen Abgeordnetenhauſe führte amtag Miniſter des Innern Dr. Drews u Die Neu
len waren in der zweiten Hälfte dieſes Jahres vorzunehmen.
aber ungefähr die Hälfte der Wähler im e ſteht, ſind
nale Wahlen unmöglich. Sollten wir in eine Zwang s

g e kommen, ſo würden wir trotzdem Neuwahlen vornchwmen.
z der eifrigen Arbeit des Ausſchuſſes wird die Verabſchie
ig der Wahlrechtsvorlage vor dem 1. Juni hier nicht mög
ſein; um die zu erhoffende Verſtändigung über die Vah
vorlage herbeizuführen, ſoll die Legislaturbepriode ver
gert werden.
Abg. Dr. Vachnicke h Wertvoll iſt es, daß die
ierung für den Fall einer Zwangslage ſich völlig freier Hand
behält. (Zuſt. kinks.) Der Geſetzentwurf wurde in erſter
d zweiter Leſung angenommen.
Es folgte die zweite Leſung des Bauetats.

Verbote und Briefzenſur.
Die Abgg. Ryſſel und Geyer (U. S. P.) haben folgende
Frage geſtellt:
das Leipziger Garniſonkommando verbietet den Uater-

izieren und Mannſchaften das Leſen und Auflegen der Leip-
jer Volkszeitung in Kaſernen und Maſſenquartieren. Da-
gen hat die ſelbe Behörde 590 Exemplare der Leipziger Neue-
n Nachrichten auf ihre Koſten beſtellt, die zum Abonnements-
eis von 65 Pf. pro Monat an Jntereſſenten abgegeben wer
n ſollen, während der Bezugspreis 1,45 Mk. beträgt. Was
denkt der Herr Reichskanzler zu tun, um die gleich
äßige ehandlung der Tageszeitungen ſickerzu-
llen?“ Ferner hat der Abg. Büchner (U. S. P.) die fol
nde Anfrage geſtellt:
„Die Kommandantur in Danzig hat ein dauerndes Verſamm-
ngsverbot gegen die Verſammlungen der Unabhängigen So
aldemokratiſchen Partei erlaſſen. Auf Beſchwerde eines Ver-
mmlnungsleiters antwortete der Obermilitärbefehlshaber
rch ein Schreiben vom 12 Februar, daß das Verbot aufrecht
halten werde, weil die leitenden Perſonen des Vereins die
nordnungen der Militärbehörde gekannt. aber wiſſentlich
hertreten hätten. Der Cbermilitärbefehlshaber nimmt dabei
ezug auf einen Brief, den der Einberufer der Verſammlung

l. Dezember 1917 an den unterzeichneten Reichsragsabge-
dneten gerichtet hat. Der Brief iſt nicht an mich abgeliefert
orden, ſondern, wie ich inzwiſchen erfahren habe, der Kom
andantur auſ deren Anordnungen durch die Poſt ausgeliefecrt

den. W Herrn Reichskanzler bekannt, daß über Ab
ordnete Briefſperre verhängt wird, und daß durch das
ſtändige Poſtamt ihre Poſtſachen der politiſchen Polizei aus-
händigt werden, ohne daß die Abgeordneten davon anch nur
Kenntnis geſetzt werden? Was gedenkt der Herr Reichs

anzler zu tun, um das Briefgebeimnis zu wahren?“
l *tx rg e 1 e r T. Q— TT

Vom Daimler-Skandal.
n ihrer an die verſandten „Rechtfertigungs“

rklärung war die irma Daimler über einen „ungetreuen
eamten“ mit großer moraliſcher Entrüſtung hergezogen, den
e der Entwendung von Unterlagen beſchuldigt. Jetzt bringt
ſie Stuttgarter Schwäbiſche Tagwacht folgende Erklärung des
techtsbeiſtandes dieſes Beamten:
Die Firma Daimler Perl vor der Oeffentlichkeit die Shre

es von ihr entlaſſenen Beamten an, indem ſie es ſo darſtellt,
ils habe er eine mit ſeiner Anzeige nicht zu ſammenhängende
De lange vorher begangen und ſei deshalb entlaſſen

vorden.
Das iſt eine grobe Unwahrheit.
Der Beamte wurde entlaſſen weil weder Ueb noch
drohung, die beide reichlich angewendet wurden, ihn veran

laſſen Fonnten, die Belege der herauszugeben, welche
er nachher dem Reichstag zur Verfügung ſtellte. Die Leitung
er Firma ſuchte den Mitwiſſer ihrer Tat mit allen Mitteln

Nur ein Saccharinplätzchen
Von Th. Thomas.

Der Schauplatz iſt ein Café in der Näbe des Bahnhofes. Vier
„Hriinalkünſtler“ quälen ſich redlich ab, durch Geräuſche, die
muſikaliſch ſein ſollen, Stimmung unter die Gäſte zu bringen.
Es will nicht recht gelingen. Daran iſt freilich das Ouarttt
allein nicht ſchuld. Wer hier weilt, iſt mit ſeinen Gedanken
m wo er jemand Liebes hat. Wie ſoll da Luſtigkeit auf
ommen
Die Kellnexinnen haben wenig zu tun. Sie vlaudern in einer

Ece. Die mich bedient, ein ſchwächliches faſt durchſichtiges Per
ſönchen, tritt zu ihnen, worauf alle herüberſehen. Mir fällt es
weiter nicht auf; gedankenlos ergreife ich das Tellerchen mit dem
Plätzchen, das angeblich 150 mal ſo ſüß ſein ſoll wie Zucker. Es
verſchwindet im Tee; die vier bedienenden Geiſter drehen ſich
ab, ihre Teilnahme für mich iſt erloſchen.
Einige Gäſte kommen, darunter ein Matrofe mit ſeinem

Nädchen. Still und verträumt lauſchen beide der Operetten
melodie. Zaghaft vereinigen ſich unter dem Tiſch ihre Hände.
Sie ſprechen wenig zuſammen, nur ihre Augen verraten, daß ſie
ſich viel zu ſagen haben, vielleicht muß er morgen ſchon wieder
fort. Sie trinken in ſich verſunken Kaffee, der Sacharin
bleibt unberührt. Bei der zweiten Beſtellung nimmt ihn die
Kellnerin an ſich. Am Treffpunkt hinter der Erhöhung übergibt
ſie die Kleinigkeit der Kollegin, die mich bedient. Dieſe ſchaut
ſich ängſtlich um, ob etwa die Aufſicht in der Nähe iſt, dann
zieht ſie ſchlupp aus der Bluſe ein Beutelchen, in das ſie
die Süßigkeit verfenkt. Ebenſo ſchnell iſt es wieder durch die
Oeffnung am Halſe verſchwunden.

Das alles geht viel raſcher, als man es lieſt der Herr im
Gehrock mit ſeinen zwei Zähnen von Gold, der jeden Gaſt wie
einen guten Bekannten anlächelt, hat nichts geſehen.
Das Zuſtecken zwiſchen den Weißgeſchürzten wiederholt ſich
öfters. Die Kellnerinnen geben es nur immer der einen aber
ſedesmal ſo geſchickt, daß der Gehrock gerade vorbeigeſchwenkt

wenn Nr. drei die Süßigkeit an ihrem Herzen hinabgleiten

äßt. eRoch einmal beſtelle ich mir Tee. Dabei überreiche ich ihr
lächelnd die Zugabe. Sie errötete, weil ſie merkt, daß ich zum
Mitwiſſer ihres Geheimniſſes geworden bin.

„Sagen Sie, Fräukein,“ eröffne ich die Unterhaltung „ſind
Sie verliebt i. dieſen Zuckererſatz, weil Sie ihn ſo an Ihr Herz

drücken?“ Lu„Schauens. was wollen's denn machen,“ flüſterte ſie mir zu,
vier Kinder darunter ein kleines, dabei nur das bißchen Zucker,
da Kna ps ſcho dürfen's glauben.

„Bringt denn das viel ein?“
Gar nit, die meiſten Herrſchaften nehmen's ſelbſt an ſh.

Beilage zum Volksblatt.

vernichten und n ah e ehe bei der Polizei an um mit Hilfe
einer Durchſuchung die Aktenſtücke doch
m kommen.ein der Firma Daimler war in dieſen Tagen noch

Frt genug um einem ſo Unternehmen Erfolg z ver
uch dieſes Mittel mißlang, weil der Beamte ſchon

damals. am 12. Januar 1918, die Urkunden ſeinem Anwalt
aum der Anzeige überwieſen hatte. Hätte der Beamte
mitgeholfen, die Sache zu vertuſchen, wie man es von ihm ver
langte, ſo wäre er heute noch bei der Firma Daimler.

Das Vorgehen beweiſt aber, wie ſehr die Firma die Angaben
dieſes Beamten und ſeine Belege zu fürchten hat und wie
ſkrupellos die Leitung der Firma Daimler iſt, wenn ſie ihre
Geldintereſſen bedroht ſieht.

Der weitere Teil der Erklä iſt ein Verſuch, durch Ver
uns der Tatſachen den Beamten der Unwahrheit zu
ze

rſelbe hat angezeigt. er ſei veranlaßt worden, eine Kalku
lation zu fertigen, in welche er falſche Zahlen einſeten mußte,
um ein gewünſchtes Ergebnis zu erzielen. Dieſen Fälſchungs
auftrag hat die Firma nicht beſtreiten können. Sie behauptet
nur, es ſeien „unerhebliche Teilkalkulationen“, um die es ſich
bandle. Man wird fragen dürfen: Zu welchem Zweck fälſcht
eine ſolche Firma „unerhebliche“ Kalkulationen

Der Beamte hat nie behauptet, die Firma habe die gefälſchte
Kalkulation der Militärbehörde vorgelegt. Das kann nicht er,
ſondern nur dieſe Behörde wiſſen, und dieſe wird ſich darüber
zur rechten Zeit äußern.Es hat alſo die Firma Daimler die Ausſagen ihres früheren
Beamten bis heute in keinem Punkte widerlegen können, ſon-
dern nur den Verſuch gemacht, durch allgemeine ungenaue
Redensarten ſeine Ehre zu beſchmutzen.

Hiergegen legt er im Vertrauen auf den Ausgang der Sache
entſchieden Verwahrung ein.

Jm Auftrag: Dr. Lindenmaier, Rechtsanwalt.

Acht arme Kriegerfrauen, die beim Kammerherrn
von Behr-Pinnow Sandſäcke genäht haben. bitten uns,
eine irrtümliche Angabe der Tageszeitungen richtigzuſtellen.
Sie haben nicht für einen Sandſack, ſondern für 10 Sand-
ſäcke 42 Pf. Lohn erhalten, wovon noch das Nähgarn ab-
ging, das die Frauen ſich ſelbſt anſchaffen mußten.

Zwangsweiſe Unterſuchung auf Geſchlechtskrankheiten.
Berlin, 19. März. Der Ausſchuß des Reichstages für Be-

völkerungspolitik ſetzte die Veratung des Geſetzentwurfs zur Be-
kämpfung der Geſchlechtskrankheiten bei 5 fort. Dieſer
Poragraph gibt der Behörde die Möglickkeit, weibliche Per
ſonen, die gewerbksmäßig Unzucht treiben, einer geſundheitlichen
Beobachtung zu unterwerfen, zwangsweiſe zu unterſuchen und
zwangsweiſe einem Heilverfahren unterwerfen zu laſſen. Nach
eingehender Ausſprache nahm der Ausſchuß dieſe Beſtimmung
an und dehnte ſie auf alle Perſonen aus, die dringend verdächtig
ſind, geſchlechtskrank zu ſein und ihre Erkrankung weiter zu
verbreiten.

Zur Sktillegung der Betriebe.
Der Ausſchuß fitr Handel und Gewerbe hat einſtimmig be

ſchloſſen, dem Reichstage den Antrig zur Annahme zu enmp-
fehlen, den Reichskanzler zu erſuchen, dafür Sorge zu tragen,

I.

1. daß die unmittelbaren Stillegungen und Zuſammen-
legungen lediglich von dem Reichswirtſchaftsamt als Zentral-
ſtelle in Benehmen mit den Landeszentralbehörden und nur
bei dringender Kriegsnotwendigkeit zu verfügen ſind. Dieſe
Zentralſtelle hat nach folgenden Brundſätzen zu verfahren:

a) Eine Benachteiligung der Kleinbetriebe gegenüber
Großbetrieben ſoll möglichſt vermieden werden,

b) den Beteiligten, insbeſondere den mittleren und kleinen
Betrieben oder deren Organiſationen, iſt Gelegenhert zu geben,
ſich in dem auf Stillegung oder Zuſammenlegung gerichteten
(moglichſt mündlichen) Verfrhren vertreten zu laſſen,

o) die gleiche Möglichkeit iſt den beteiligten Arbertern und
Angeſtellten oder deren Organiſatſonen zu gewähren,5 in etwaigen die Stellegungen oder Zuſammenlegungen

vorbereitenden Ausſchuſſen iſt auch Vertretern der beteiligten
mittleren und kleinen Betriebe ſowie der beteiligten Arbeiter
und Angeſtellten oder deren Organiſationen Sitz und Stimme
zu gewähren;

2. daß Beſchwerdeinſtanzen für mittelbare Stillegungen und
Zuſammenlegungen geſchaffen werden, unter ſinngemäßer An-
wendung der Beſtimmungen unter I. 1. b). Dieſe Beſchwerde-

den

Halle (Saale), 20. März 1918.

inſtanzen ſollen auch zur Entſcheidung ſolcher Veſchwerd
die hinſichtlich der Form, des Inhalts oder er

öhe de h Betrieben r e Verein-n u genhoben werben. r d ernen er
Daß für die Uebergangszeit Maßnahwen getroffen werden,

die geeignet ſind, den im Kriege ſtillgelegten Betrieben tun
lichſt bald wieder aufzuhelfen, namentlich durch ſchleunige Zu
weiſung von Betrie ffen und eine im Verhältnis zu den
weiterbeſchäftigten Betrieben ſtärkere Zuweiſung von Roh-
ſtoffen ſowie durch vorzugsweiſe Abgabe von bei Kriegsende
noch im Beſitz der Heeresverwaltung und der Kriegsgeſell
ſchaften befindlichen
lichſt billigen Preiſen.

Aus der Partei.
Beims gegen Albrecht.

Die regierungsſozialiſtiſche J K. des Herrn Heilmann
ſchreibt: „Jm Wahlkreiſe Kalbe-Aſchersleben wurde
als ſozialdemokratiſcher Reichstagskandidat Stadtrat Beim s-
Magdeburg aufgeſtellt. Der gegenwärtige Vertreter dieſes
Kreiſes im Reichstag iſt Abgeordneter Albrecht der zu den
Unabhängigen übergegangen iſt. Wie in der Kreisgeneralver-
ſammlung mitgeteilt wurde, ſind ihm dabei aus der ganzen
Organiſation nur ſechs Mitglieder gefolgt, ſo daß ſeine Aus-
ſichten, das Mandat, um das er ſich erneut bewirbt, zu behaup.
ten, ſehr gering ſind.“
Herr Beims kandidierte bisher in Stendal. Dort legte er
jedoch nieder, um ſich für KalbeAſchersleben freizumachen,
einen Wahlkreis, den er für ausſichtsreicher hält. Den Spott
über die angeblichen „ſechs Mitglieder der Unabhängigen im
Wahlkreiſe möge man nur noch ein wenig vertagen. Die Dinge
dürften ſich mit der Zeit ein wenig anders entwickeln. Für
immer kann man die Proletarier nicht zugunſten der Kriegs
politik an der Stange halten.

Aus den Organiſationen.
Mecklenburg. Am 15. März wurde auch in Roſtock ein

Ortsverein der Unabhängigen Sozialdemokratiſchen Partei ge
ründet. Trotzdem die Genoſſen durch die WMecklenburgiſche
olkszeitung bisher nur einſeitig informiert wurden, iſt doch

cin großer Teil der Roſtocker Genoſſen zu der Erkenntnis ge
langt, daß die Jntereſſen der Arbeiterklaſſe und grundſätzliche,
ſozialiſtiſche Politik nur durch die Unabhängige Sozialdemo-
kratie vertreten werden. Für den Vertreter des Kreiſes, Gen.
Dr. Herzfeld. iſt unter den Arbeitern große Synpithie
vorhanden; es wird ihm jetzt möglich ſein, mehr als bisher
unter ſeinen Wählern aufklärend zu wirken. Es iſt hier guter
Boden für unſere Bewegung vorhanden. Somit iſt auch in
Mecklenburg der Grundſtein für die Unabhängige Sozial-
demokratiſche Partei gelegt.

Soziales.
Angeſtellte und Jnvalidenverfſicherung.

Nach S 1226 Ziff. 2 und 8 der Reichsverſicherungsordnung
ſind der Jnvaliden-Hinterbliebenen Verſicherung unterworfen
Betriebsbeamte, Werkmeiſter und andere Angeſtellte in ähn
lich gehobener Stellung, ſowie Handlungsgehilfen und Lehr-
linge. Die Verſicherungspflicht für dieſe Gruppen von Ange
ſtellten iſt jedoch nur gegeben, wenn das Gehalt 2000 Mk. jähr-
lich nicht überſteigt. Mit dem Tage, an dem das Gewalt 2000
Mark überſteigt, ſcheiden dieſe Verſicherten aus
rungspflicht aus, d. h. der Arbeitgeber braucht
mehr zu verwenden. Da in den letzten beiden Ja
Gehälter der Angeſtellten geſtiegen find, iſt der K
verſicherungspflichtigen Angeſtellten größer gewor
beſteht jedoch nach S 1244 der Reichsverſicherunge
Recht der Weiterverſicherung. Zur Aufrechterhaltung der An
ſprüche an die Landesverſicherungsanſtalt genügt es, wenn
innerhalb zweier Jahre mindeſtens 20 Marken irgendeiner
Lohnklaſſe verwendet werden.

Sollte die Anwartſchaft erloſchen, d. h. innerhalb zweier
Jahre nicht mindeſtens zwanzig Marken geklebt ſein, lebt derAnſpruch erſt wieder auf, wenn von neuem 200 Marken geklebt
werden. Jſt der Verſicherte über 40 Jahre alt, lebt die Anwart-
ſchaft durch freiwillige Beitragsleiſtung nur auf, wenn er vor
dem Erlöſchen der Anwartſchaft mindeſtens 500 Beitrags-
marken verwendet hatte; iſt er über 60 Jahre, müßte er gar
1000 Beitragsmarken verwendet haben. Außerdem iſt in beiden

ohſtoffen und Betriebsſtoffen zu mög-

JJ„Z;„„-„

Meine Kolleginnen ſammeln alle mit, weil's wiſſen, daß i' erſt
vor drei Wochen was Kleines kriegt hab.“

Sie wird abgerufen. Vor drei Wochen erſt entbunden, dabei
heute wieder in dieſer Luft, dazu die Rennerei. Wie ein Menſch
ſo vas aushält!

Nun hat ſie wieder Pauſe.
„Wiſſen's, mein Mann war auch ſechzehn Monat drauß. Jetzt

haben's ihn mir wieder geſchickt. Er geht auf die Bauſtelle,
bringt aber nichts von da heim, wie zerriſſ'ne Lumpen. Da
langt's halt nicht hin und her. Wann er nu z'haus kommt,
nachher geh i' fort. Er bleibt d'heim bei den Kindern. O, brav
macht er 's. Sie blickt ſcheu um ſich. Jn die Fabrik geh i' nich
en der Kleinen. Aver von ſieben bis zwölf komm i' gut
ab.

Fräulein zahlen!“ „J' kumm ſcho.“
Die Tür dreht wieder neue Menſchenwellen herein. Einige

Spritzer davon fallen in meine Nähe: Drei Damen und zwei
Herren, wandelnde Goldankaufsſtellen. mit aufreizenden Ge-
fichtern. Wohin man ſieht. voll Gold hängt doch alles. Kriegs
gewinnler, fährt es mir durch das Hirn, ſie ſehen mindeſtens

ſo aus. t„Fünfmal Kaffee, Fräulein, „aber 'n bißchen plötzlich. Ge
räuſchvoll ſetzt ſich die Runde. Dann wird aus Damentaſchen
verteilt: Gebäck, Zuder und ein Fläſchchen mit Rum oder
Kognak, was weiß ich. Weihwafſſer iſt es ſicher nicht.

„Man muß heutzutage alles mit ſich rumſchleppen,“ ächzt die
Dicke in der Mitte, die eine Broſche vorgeſteckt hat wie einen

Teller aus Bückeburg. a S„Ja, nich, wie unangenehm.“ Schon vergraben ſich die Zähne
aller in das Gebäck. Sie kauen, als ob ſie zwölf Stunden Steine
gerammt hätten. Wenn man ihnen zuſieht, rebelliert der Band-
wurm.

Der Kaffee kommt. Er wird erſt mit Zucker, dann durch einen
Schuß aus der Flaſche veredelt. Der Sacharin verſchwindet in

inem Muff. S„Für unſer Mädchen, wir können das Zeug nicht ſchmecken.
Trobdem rafft ſie auch die übrigen noch an ſich.

Von dem folgenden Geſpräch höre ich nur immer Bruchſtück.
„Haben Sie noch viel?
„O ja, wir ſind noch verſorgt mit Zucker. Allerdings haben

wir drei Mark fünfzig für das Pfund zahlen müſſen.“
„Unverſchämt. Kann man da nicht auch was herbekommen?“
„Sſcher, wir haben uns einen Viertelzentner Bumms.

Die dicke Trommel haut dazwiſchen.
„Butter,“ höre ich wieder drüben von dem Tiſch, „Butter, ſo

viel Sie wollen. FJch bekomme jede Woche mein Pfund, aber ich
muß Geheimnsvolles Flüſtern.

Nun wird wieder geſvpielt, ich kann nichts mehr verſtehen.
„Jch. ſage Jhnen, es iſt genug da, nur Geld brauchen Sie, ſo

viel wie ein Hund Flöhe hat.

Eben kommt meine Kellnerin wieder:
Sehn's, vorgeſtern ging i' zum Doktor, wollte für die

Kleinſte was Kräftiges verſchrieben haben; er hat nichts getan,
nicht um die Welt. Was ſoll ich JFhnen geben, hat er geſagt,
es iſt doch nichts da. Ja, für die Reichen, da gibt's alleweil noch
immer Neſtles Kindermehl oder ſo was.“

Nun iſt es Feierabend. Die Muſiker bringen ihre Jnſteumente
in Ordnung. Nr. drei iſt als eine der erſten in ihren Kleidern.
Vor dem Lokal wartet ihr Mann, der ſie anſcheinend alle Abend
abholt. Er ſchafft in Wind und Wetter auf dem Van, dann als
Kindermädchen, zum Schluß iſt er noch Anſtandsdame ſeiner
Frau. Der Menſch iſt doch eine unverwüſtliche Kreatur.

Am Ende der Woche komme ich nochmals in das Cafs. Meine
Sacharinfreundin fehlt. Jch erfahre, daß ſie krank geworden iſt.

An dieſem Abend wurde nicht geſammelt. Beinahe wehmütig
betrachte ich meinen Anteil. Mir ging die Kellnerin mit ihren
vier Kindern nicht aus dem Sinn.

Wenn ich Sacharin ſehe, fällt ſie mir immer ein. Ob ſie bald
wieder auf die Beine kommt Wer ſorgt jetzt für ihre Kinder-
chen, wer für die anderen Tauſende von Kleinen, denen der
Zucker ſonſt alles war? Es dreht ſich nur um Sacharinvplitzchen,
aber iſt es nicht der Menſchheit ganzer Jammer, der hier um-
ging?

Eine Munckel-Anekdote.
Von dem vor einigen Jahren verſtorbenen berühmten Ber-

liner Verteidiger und fortſchrittlichen Parlamentarier Juſtizrat
Munckel erzählt Juſtizrat Ludewig Chodziesner in der
Voſſiſchen Zeitung einige kleine Geſchichten. Darunter befindet
ſich auch folgende Anekdote:

Jn einem Zivilvrozeß plädieren zwei Anwälte mit großem
Eifer. Die Parteien ſind auch zugegen. Wenn der Vertreter
des Klägers ſpricht, ſtrahlt dieſer, während der Beklagte un-
ruhig wird, und umgekehrt. Das geht ſo eine Weile fort mit
Rede und Gegenrede, bis der Gerichtshof ſich endlich zur Be
ratung zurückzieht. Da geht der eine Kollege auf den anderen
zu und fragt

„Haſt du geſtern abend noch mal im Skat gewonnen?“
Beſtürzt ſehen ſich die Parteien an. Eben haben die beiden

ſo heftig mit Hieb und Stoß gegeneinander gefochten, und
entpuppen ſie ſich als Tuzfreunde und Skatbrüder. Die beiden
Männer kommen ſich verloren und verkauft vor. Unter dieſem
Eindruck nähern ſie ſich einander. „Nein, ſollte man das für
möglich halten.“

Munckel, der zufällig dabeifteht, beruhigt ſie und bemerkt
ſcherzend:

„Zwei Anwälte gleichen den ſcharfgeſchliffenen Klingen
einer Schere. Sie gehen anfeinander los, aber ſie tun ſich
nichts; nur was dazwiſchen liegt, wird geſchnitten.“



Halle und Saalkreis.
Halle, den 20. März 1918

Die Arbeiterſänger während des Krieges.

Da r d V. e m.Welch ein C 7 dfaſt alle, e onders aber für einzelne Arbeitern
n war wer ſelbſt viele Arbeiter noch keineſelung und weniger von der r r3 und Geduld, die waren und zum Timmer aufgewendet werden müſſen, um das drohende e eke

nach Möglichkeit ahzuwenden. e in ch er Hinſicht am
härteſten betroffenen Freie en vor allemdie h r n e Wieſeneinbußze an Mit
gliedern infolge der Ei Heeresdienſt das Daſein dieſer Vereine len ſchon in re ſo drohte ſehr
vald ein noch viel verhängnisvolleres Unheil ehe nwung
wurde plötzlich gerade in jenen Kreiſen Mode, wo man ſich v
gar bald ſo vortrefflich u rſtand, den Krieg SHelderwerbsgelegenheit von nie zuvor dageweſener Gro o
feit zu machen und hierdurch vie nehin ſchon unſäglich

ſchweren Leiden und Sorgen ihrer Mitmenſchen noch v
ins Ungeheure zu vermehren. Dieſe BVußtagsſtimmundamals alſachlid drauf und dran, ater, Konzerte un v
ſonſt noch als „Beluſtigung“ zu verdächtigen ſtand, kurzerhand

eten zu laſſen. Das wäre natürlich auch das Ende derArdeiergeſangrereine und ihrer n geweſen, aber
hierzu kam es nun doch nicht. Trotzdem waren die Schwierig-
keiten der Arbeitergeſangvereine groß genug. Jetzt dies
es weiterarbeiten, allem Mitgliederabgang und allen
Hinderniſſen und Erſchwerniſſen zum Trog Denngeſtellten Kulturaufgaben: die Sangeskunſt zu o gen er
edelnde Unterhaltung zu bieten, Gleichdenkende engem
Freundeskreiſe zu vereinigen. ſollten und durften nicht zurückgrit werden. Das iſt unſeren Arbeitergeſangvereinen im

meinen tatſächlich gelungen, zur eigenen Genugtnung ſoAgr wie beſonders auch zur großen Freude derjenigen, die
ihnen jetzt i ſgn e aber um ſo inniger die Zeit herbei
ſehnen, zu der ſie wieder in den Kreis ihrer Sange?brüuder
zurückkehren können. rig gar manchen Geſangverein hat
der Mitgliederabgang ſo ſchwer betroffen, daß es den wenigen

nicht möglich geweſen iſt, ihre Tätigkeit fort
en. An dieſe ſei nun hiermit der gute Rat und die Bitte
tet, W g endeinem der noch beſtehenden Arbeitergeſang-rig anzuſchließen denn es iſt unbedingt erforderlich, ſie der

h und ebenſo auch dem Genoſſenkreiſe zu erhalten.
Ausgeſchloſſen iſt es, daß ſie hierdurch etwa ihrem alten Verein
entfremdet werden ſollen: ſobald ihre Sangesbrüder von che
mals aus dem Kriege zurückkehren, oder ſonſt irgendwelche Ver
hältniſſe eintreten, denen zufolge ihr alter Verein wieder lebens-
kräftig wird, ſollen ſie in en zurückkehren, und nieinand wird
ihnen das verargen. Wünſchenswert iſt es aber auch, daß auchdie ſangesfreudigen GenodWen und Genoſſen, die bisher über

haupt noch keinem Geſangverein angehört haben, in immer
größerer Zahl den Arbei r ervereinen beitreten. Sorgfälti Ausbildung und freund geſelliger Verkehr.
das iſt es in der Hauptſache, was ſie dort ſinden werden.Alles das finden die Arbeiter in in dale im Halliſchen Ar

beiter-Sängerchor.
„Ananfechtbare Kriegsziele“.

Der r Schriftleiter der Halliſchen Allgemeinene gtte gebärdet auf ſeinem h
ſchemel, nat ürlichl als einer der g gewaltigſten Erobe

„zspolitiker vor dem Herrn dieſes Gebaren bei der
tiſchen Bedeutungsloſigkeit des Blattes an ſich ſchon nichtohne Komik, ſo wird es durch ein erſtaunliches Maß von Unbe-

tümmertheit und itiſcher Raivit t noch geradezu ins Gro

teske geſteigert. Eine kleine Probe aus dieſer Amts
blattpolitik. die wir zur Erheiterung unſerer Leſer in dieſer
trüben Zeit hierherſetzen, mag das wieder einmal erweiſen:

Jn einem Die Aufſatze e eltunſer Politikus h ſt Schwerte heruJe erfreuli b 2 u Oſten ver e ft uns bie
völlige r nunmehr die ganze deutſ chwertgewalt im Weſten ein uſetzen, um endlich knſeren größten
und hartnäckigſten Gegner zum Frieden 5 zwingen: Eng-
and. Auch in dieſem Kriege erweiſt ſich wieder einmal die
Richtigkeit des Wortes, daß Völkerkonflikte S elöſt werdenkönnen durch Reden und n r ffe r
allein durch Blut und Eiſen, durch Kampf und
Sieg. Denn auch der Friede von Breſt-Litowſk iſt durch nichts
anderes herbeigeführt, als durch die Schärfe des deutſchen
Schwertes, durch die Wucht des deutſchen Siege s.“

Und nun muß man wirklich ſchon über die ganze Unbe-
kümmeriheit und Naivität dieſes trefflichen Schwertſchwingers
verfügen, um folgendes ſchreiben zu können: „Und bei aller
dieſer ſieghaften Gewalt der deutſchen Waffen ſind doch
unſere Kriegsziele durchaus unanfechtbar. Wir
haben mit unſeren Bundesgenoſſen, wie kein anderes Land,
das Prinzip des Selbſtbeſtimmungsrecht s der
Völker hoch und heilig gehalten. (1) Die öſtlichen

m Teuna-Ferke. m
Donnerstag, 21. Rärz 1918:

Auf vieolseoitigen Wunsoh die heröhmften
Leipziger Lristal Palagt Sänger

In Der Geizh ſei Wer Kompagnie

Neul im Sasthot zum lahmen Esel.

Uew. *3699Dio Krietal]-Polast- S verotehen es, in dem bitteren Ernet
iuneerer Tego, eine Heiterkeit anzuschlagen, die niemanden
Anfang S

reriece und jeden erfront. Anfang S Uhr.

Keins Wanze mehr x
mar mit Kammerjüäger Berge Nkooda al I. a. II. zu ersielen,

Jetst beste Teilt zur Brautverniehtung.
z verbiüffend. Kinderleioht ansuwenden. Ges.
Ken uhnt, 'Groeao Virtehatr. l. Bei Kingendun von M. 1.90,
auch Poeteeheokkonto Berlin 81 288, rtofreie Zusendg. ageh aus-377 dureh Gen.- Hermann Groosel, Be S W. II.
miggrätgeretrasse 4 2166

geseoh. Doppel-M. 1.50, ausreoioh. f. 1 8 Zimmer u. Be Zu haben bei

Ansichts-Pogtkarten
empüehk Oio Volks Buohhandiung.

Kaiſer r
e

ihres de el s bewußt ſein und enge Verbindung mit dem
machtvollen Reiche ſuchen. das ſie an höchſter Not eit hat.“

So, nun wiſſen wir's, was man unter „unanfechtbaren
elen“ und dem „Selbſtbeſtimmungsrechte der ker“

zu verſtehen hat und was die „befreiten Randvölker“ dem
„machtvollen Reiche zu danken und was ſie von ihm zu „er
bitten haben. In der Tat: man muß ſchon ein gang unver
e e 773 s und HOuertreiber ſein, wenn man das

e dieſer politiſchen Vetrachtungeweiſe nicht
neidlos anerkennen
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Neue Bekanntmachungen.
An ſtädtiſchen Lebensmitteln zibt es am Donnerstag: Loſe

Suppen, Puddingpulver (auf die Nr. 88 001--42 000) und
Robbenfleiſch und Klippfiſch (in Doſen) in der Talamtſchule.

Gegen den Zinn wucher. Die jetzigen Höchſtpreiſe für
Sündraren ſollen ichſt lange ſo ſaefalten und künftigePreisſteigerungen aubgegiichen werden. dieſem Zweck hat
ſich die FSundtolſinde iſtrie- Geſellſchaft verp lichtet, für jede von

einer Zündholzfabrik verſandte Menge von 600 000 Stück Zünd-
hölzer eine Abgabe von 10 Mark zur Bildung eines Ansgleichs-
fonds an die Reichskaſſe zu zahlen. Die Fabriken ſtellen monat-
lich ihren Verſand auf. Die Aufſtellung wird von der Steuer
behörde nachgeprüft.

Gegen die Nebertenerung bei Schuhausbeſſernngen. Die
Gutachterkommiſſion für Schuhwarenpreiſe weiſt darauf hin,
daß vielfach von Schuhmachern die geſetzliche Beſtimmung un
beachtet gelaſſen wird, nach der von allen Geſchäften, die ge
werbsmäßig Beſtellungen auf Ausbeſſerung von Schuhwaren
entgegennehmen und Schaufenſter oder Schaukäſten beſitzen, in

den Geſchäftsräumen eine h h n iſt,die 1. den Betrag für Materialkoſten für hlen und W
flecken, 2. den Betrag des zu zahlenden Arbeitslohnes, 38. die
Unkoſten, 4. den Gewinn, 5. den dem Beſteller berechneten Preis
enthalten J Dieſe Preisberechnung iſt derart anzubringen,
daß ſie vor dem Betreten des Ladens von außen ſichtbar iſt.
Solche Geſchäfte, welche keine Schaufenſter oder Schaukäſten
beſigen, müſſen die Preisberechnung derart anbringen, daß ſie
für jedermann ſichtbar und lesbar iſt. Weiterhin wird auch
wiederholt gegen die Beſtimmung gefehlt, daß den Kunden bei
Abgabe der Reparatur ein Begleitſchein übergeben werden ſoll,
welcher 1. den Namen und den Ort der gewerblichen Nieder-
laſſung des Schuhmachers, 2. die Art der Ausbeſſerung und den
dafür berechneten Preis in deutſcher Währung, 3. den Monat
und das Jahr, in dem die Ausbeſſerung ausgeführt worden iſt,
zu enthalten hat.

Wanderausſtellung der Erſatzſohlen- Geſellſchaft. Die in
der Ausſtellung, Altkleiderſtelle, LeipzigerVorkträge für jedermann von Trohem J Jntereſſe. Um
weiteſten Kreiſen Gelegenheit zu geben, dieſe Vorträge anzu
hören ſind die Anfangszeiten für 11 Uhr vormittags, 354 und
5 Uhr nachmittags feſtgeſetzt. Auch die Beſichtigung der aus
geſtellten Gegenſtände iſt ſehr lohnend.

Saatgut- und Düngemittel- Ausgabe des Bundes für Volks-
kraft. Die jetzige trockene und mildere Witterung wird von
unſeren Kleinpächtern flei a a r Beſtellung ihrer Felder benutzt
und demgemäß iſt auch achfrage nach Kalidünger undSaatgut ſehr rege gehe Noch ſind die meiſten Sämereien,

anch Bohnen und Erbſen, in vorzüglicher Beſchaffenheit vor-
handen; es empfiehlt ſich aber ſchleunige Abhelung, da ver
ſchiedenes ſchon vergriffen iſt. Auch an Nichtpächter unter den
Mitgliedern des Bundes wird Sagatgut und Dünger bei Vor
weiſung einer i über Ackerbeſitz ab Ackerpächter müſſen die rote Ackerkarte mitbringen Abderhalden.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, wird das Luſtſpiel Meine
Frau, die Hofſchauſpielerin gegeben. Donnerstag Die Zanber-
flöte. Freitag geht das Schauſpiel David mit Leopold Sachſein der Titelrolle in Szene. Sonnabend Alt- Heidelberg. Als
nächſte Volksvorſtellung iſt für Sonntag, den 24., nachmittags
3 Uhr das Schauſviel Ein Volksfeind von Jbſen angeſetzt. Am
Sonntag abend gelangt die per Gunlöd von Cornelins zur
Erſtaufführung. Für die Montag- Aufführung Das Drei-
mäderlhaus beginnt der Vorverkauf Donnerstag vormittag.

Jn einer Volksvorſtellung im Stadttheater wird am näch
ſten Sonntag nachmittag Jbſens treffliches und wirkungs
volles Schauſpiel Ein Volksfeind aufgeführt. Ein
Beſuch dieſer Aufführung kann nur aufs dringendſte empfohlen
werden. Eintrittskarten zum Preiſe von 25 bis 65 Pf. ſind noch
im Arbeiterſekretariat, Harz 42-44, zu haben.

Volksbildungsverein. Am Donnerstag. dem 21. März,
abends 8 Uhr, findet im großen Thaliaſa al der Lichtbilder
vortrag des n R. Kaundinys Aus meinenErfahrungen als Pflanzer in DeutſchOſtafrika ſtatt, der im

Geſegennensrauft

Abehenrbarmturen
in schönster Ausführung.

G

Cecilie Wanda Luciem teilig 32 teilig 22 teilig
k. 28.75 k. 22.50 k. 34.50
Leinen 5. So Bellgtrasce I.Ammendorf: e Z.

Straße, gehaltenen

Sammeht Abfälle
fürs Vaterland,

beſonders was beim ümzuge als
überflüſfig erſcheint und benach

Billige Postkarten!
100 sort. Glanz-, Liebes-, Binmen-,
Kriegs u. andseh.-, Kopf-, Kunst-,
Kinder-, Wita-, Bromi vert. usw.
8 M. Gangbarstes Praohteorti-

rich die B. F. K. Brocken-h t. Kriegszweeke,
Harsz S1I. 4559
bumpen, Knochen, Eisen,

kauf). Tausende Anerkennungen.Osterk arten 8.-, 5.- S. 10.- N.
P. Wegenkneehi J Verlag Leipeig.

ment 6.50 M. (10 bis 90 Pf.-Ver-

8408 letalle, Papier kauft
Albert Be U. a 22. und h erteilt33. 3406]

Klavier-, Violin-, Mandolin
Wally May, Torſtraße 40.

W ſortragentBori
Augenblicke abgeſagi werden muS achtjähriger reren T es in a
t ter h nen r e g.r, me ß utsv e uf 60 PfJm Ape otheater iſt heute, Mittwoch abend 348 Uhr

Erf ſtaufführung wg r ecplatz 3, eine Treppe. einem luſtige
Se h kten von Engel und v. Körber, My

länder. Der Vorverkomf für die Vorſtellunu acht Tage voraus findet täglich 3--1 und 5--714 Ubr

Theaterbureau ſtatt. Die Benutzung desſelben iſt bei d
abendlichen Andrang an den Billettkaſſen ſehr zu empfehlen

Im Walhallatheater wird Jnfanteriſt Pflaume morgi
Donnerstag, zum letzten Male gegeben. Vielſeitigen Wünſäentſprechend gelangt ab Freita vergſich Willkommen, Luſtſp
in drei Akten und einer Vor J bie von Max Neal und M

erner zur Aufführung. Herzlich willkommen wird auch
onntag nachmittag zur Jugendvorſtellung aufgeführt.

Nietleben. Ueber zwölf Zentner Kartoffe
wurden aus einer Miete der Arbeiterfamilie

Mann war gerade ans dem Felde auf Urlaub gekomm
Als er die Miete aufmachte, fand er darin nur noch ein
Futterrüben.

Diemitz. In der letzten Sitzung der Gemeind
r wurden nach Erledigung einiger Mitteilung

a. folgende Beſchlüſſe gefaßt: Der beſtehende Lebenmittel zſchn ß ſoll alle Monate einmal zuſammentre
An Stelle des ausgeſchiedenen Fabrikbeſitzers Berner wird He
Voſtverwalter Marx als Mitglied des Ausſchuſſes gewählt 9Gemeindevertretung nahm von der Kündigung des Vertrag
bezüglich des Kinderheims durch das Digakoniſſenha
Kenntnis. Sie beſckloß, das Kinderheim mit dem neuen Re
nungsjahr der Leitung von Schweſtern aus dem Peſtaloz
Fröbelhaus zu unterſtellen. Auch für den Kinderhort ſoll
dem 1. April eine Peſtalozzi-Fröbel-Schweſter die Leitung übel
nehmen. Die Beſchlußfaſſung erfolgte auf Grund entſpreche
der Beſchlüſſe der Schuldeputation. Von einer Aufſtellung,

emeinen und Einzelberichtiqung ſowie Auslegung der Liſte d
timmfähigen Bürger (Gemeindeglieder) ſoll abgeſehen und

Wahlen die letzte endgültige Liſte zugrunde gelegt werden.
Verbindung hiermit ſollen die regelmäßigen Ergänzung
wahlen zur Gemeindevertretung bis zum Jahre 1919 mitWirkung verſchoben werden, daß die Vertreter, für die n
Ergänzungswahl nötig geweſen wäre, ein Jahr länger und
an ihre Stelle tretenden ein Jahr weniger in Tätigkeit bleiveDie Gemeindebeamten ſowie der Verwaltungsgehilfe Schul
wurden durch einſtimmigen Beſchluß der Verſammlung in bez1
auf die Gewährung von Zuwendnungen aus Anlaß der Kriegteuerung den ihnen entſprechenden Klaſſen der preußiſch
Staatsbeamten vom 1. 4. 1917 ab gleichgeſtellt. Für d
nicht im Beamtepverhältnis ſtehenden Hilfskräfte wurden h
ſendere Bewilligüngen feſtgeſetzt. Die Bedingungen für d
Müllabfuhr wurden dahin ergänzt, in den Fällen ei
Vertragsſtrafe von 3 Mark zugunſten der Gemeindekaſſe ei
zuziehen, in denen Müllmarken zu einem geringeren Werte e
worben und verwendet werden, als dem der dem für die abg
fahrene Fuhre feſtgeſetzten Werte entſpricht. Es folgte ei
nichtöffentliche Sitzung.

RNadewell. Die Gemeinderatswahlen in d
3. Wählerklaſſe ſind am Montag, dem 25. März, im Hoff
mannſchen Gaſthof in Radewell abends von 6 bis 7h
Kandidat der Sozialdemokratie iſt der bisherige ſozialdem
kratiſchen Gemeinderatsvertreter Lagerhalter Otto Taub
Auf ihn müſſen alſo alle klaſſenbewußten Arbeiter ihre Sti
men vereinigen!

Döllnitz Einen empfindlichen Verluſt fügten Dieb
dem Geſchirrführer N zu. Durch Ueberſteigen von Stgket
gelangten ſie von hinten in das Jnnere des Gehöfts, öffnete
die Kartoffelmiete, ſtahlen mehrere Zentner Knollen und ve
ſchwanden damit ſpurlos.

Gröbers. Die Zuckerfabrik, die ihren Betrieb ſcho
einige Jahre eingeſtellt hat und von der Zuckerfabrik Schwoitz
auſgekauft war, iſt jetzt von der Firma Otto Jacob
Halle, Eiſen und Maſchinenhandlung, käuflich erworbe
worden. Die Firma gedenkt die noch vorhandenen Maſchine
und Apparate wieder zu verwenden, während die Gebäude ak
gebrochen werden ſollen.

Könnern. Die ſtädtiſche Sparkaſfſe, welche i
Jahre 1908 gegründet wurde, hat ſich auch während des Kriege
ſehr günſtig entwickelt. Sämtliche Beſtände der 2305 Einlege
betragen 1039 710,12 Mk.

Brachwitz. Hoch zeitstag Todestag. Ein 24jäkh
riges junges Mädchen von hier wollte ſich am vergangene
Sonntag kriegstranen laſſen; kurz vor der Hochzeit erkrankte ſie plötzlich und der Hochzeitstag wurde ihr Todes

tag.

Amtliche Wetteranſage.
Mitgeteilt von der Wetterdienſtſtelle Jl menau

Donnerstag, den 21. März Wechſelnde Bewölkung, vor
wiegend trocken, etwas kühler.

2Arbeiter Sekretariat, Halle (Saale).
Jm Hauſe der Gewerkſchaften, Harz 42/44, Zimmer 5 bis

Sprechſtunden nur wochentags von 11--1 Uhr und abend-
von 5—-8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloſſen.

Finder- J

Damen J i b
h er r en 4 wnianin mania m inh

4173

Wolle, d und Seide
in unübertroffener Auswahl.

Julius Bacher, Leipziger Strasse 102.

Schriften vones haunPartei
i Arbeits smarkt

Klempner, Sciosser,
Mechaniker, Dreher

4249) für dringende Heereslieferungen
De gesueht. W

Fax Stahl, Wielandstr. 30.
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